
Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 185. Sitzung. Berlin, Dienstag, den 4. November 2008 19765

(A) (C)

(B) (D)

Paul Schäfer (Köln)

Hier hieß es, es sei doch alles halb so schlimm, OEF
bedeute doch im Wesentlichen Ausbildung für die afgha-
nische Armee. Das wird jetzt ISAF zugeschlagen. Was
verbleibt bei OEF? Die Frage, wozu OEF in Afghanistan
überhaupt nötig ist, müssen Sie hier beantworten. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos])

Die Auskunft der NATO-Militärs ist eindeutig. Sie sa-
gen, dass die bösen Buben – the bad guys – aus dem
Spiel genommen werden müssen. Dafür brauche man
eben besondere Regeln, genauer gesagt, möglichst we-
nig Regeln. OEF-Angehörige dürfen auch ohne begrün-
deten Verdacht festnehmen. Sie müssen sich nicht unbe-
dingt an Landesgrenzen halten, und sie können – auch
das ist hier schon gesagt worden – auf Verdacht töten.
Das macht den Unterschied aus.

Der springende Punkt ist: Die alte Arbeitsteilung
bleibt bestehen. Bei OEF geht es um den schmutzigeren
Teil der Kriegsführung, aber dies ebenfalls im Zusam-
menwirken mit ISAF. Auch das lesen wir weder im
ISAF-Mandat noch im OEF-Mandat. Es geht dabei nicht
um die allgemeine Abstimmung zwischen ISAF und
OEF, und es geht dabei auch nicht um die unmittelbare
Nothilfe. Es geht durchaus auch um gemeinsame Opera-
tionen. Vielleicht fragen Sie die Bundesregierung in den
nächsten Tagen einmal danach.

All das steht nicht in den Mandaten. Das nenne ich
eine Täuschung des Parlaments.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos])

Was die Armada, liebe Kolleginnen und Kollegen,
vor der somalischen Küste betrifft, so wissen wir aus den
Unterrichtungen der Bundesregierung, dass keine Terro-
risten gefangen genommen wurden. Stattdessen lesen
wir dort, dass der Terrorismus seinen Aktionsraum von
Algerien über den Maghreb bis in die Sahelzone ausge-
weitet hat. Jemen ist weiter Aktions- und Rückzugsraum
für islamistische Terroristen. In Somalia galoppiert die
Gewalt weiter.

Das ist eine ernüchternde Bilanz. Die Marinesoldaten,
die am Horn von Afrika ihren Dienst tun, können am
allerwenigsten etwas dafür. Es zeigt sich nur, dass der
Militäreinsatz das völlig falsche Mittel ist, um diese Pro-
bleme in den Griff zu bekommen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos])

Der Aufwand dafür ist beträchtlich. Ich habe es nachge-
rechnet: Allein der deutsche Kostenanteil am OEF-Ein-
satz am Horn von Afrika beträgt von 2001 bis 2008 circa
1 Milliarde Euro. Mit diesem Betrag hätte man eine
Menge für die Stabilisierung der Region machen kön-
nen. Das ist der entscheidende Punkt.

(Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]: 
Was ist denn die Alternative?)

Wenigstens in einem Punkt sind Sie ehrlicher gewor-
den. Sie sagen jetzt, beim OEF-Einsatz am Horn von

Afrika gehe es auch darum, Handelsschiffe zu begleiten
und Marineeinheiten verbündeter Nationen im Einsatz-
gebiet zu eskortieren. Das erinnert mich fatal an die Es-
kortierung der US-Truppen beim Aufmarsch in den Irak.
An dieser Stelle und an diesem Tag sei es gesagt: Good
bye and see you again in Den Haag, Mr. Bush. 

Sie sind zumindest in einem Punkt deutlicher: Der
Auftrag der Marine in Dschibuti ist die umfassende Kon-
trolle der Seewege im Interesse mächtiger Industriena-
tionen. Aber im Mandat steht das so nicht. 

Es kann auch nicht angehen, dass sich eine Handvoll
Staaten selbst den Auftrag gibt, Teile der Weltmeere sys-
tematisch zu überwachen und zu kontrollieren. OEF ist
und bleibt in diesem Zusammenhang eine Amtsanma-
ßung außerhalb des Völkerrechts. Deshalb sagt die Frak-
tion Die Linke dazu entschieden Nein.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Gert 
Winkelmeier [fraktionslos])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Der Kollege Hans-Peter Bartels hat das Wort für die

SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Hans-Peter Bartels (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der vor-

liegende Antrag der Bundesregierung stellt eine gewisse
Mandatsbereinigung dar. Das heißt, wir beschließen
das, was tatsächlich geplant ist und stattfindet, und wir
beschließen unseren Beitrag jetzt exakt für die Region,
in der dieser Beitrag tatsächlich gebraucht wird. Das ist
gut so. Denn wie beim Bundeshaushalt sollte auch bei
den Bundeswehreinsätzen gelten: Wahrheit und Klarheit.
Unser Prinzip der Parlamentsarmee bedeutet, dass der
Regierung gerade keine Blankoschecks ausgestellt wer-
den. Der Bundestag kann nur dann die Verantwortung
für den Einsatz militärischer Gewaltmittel übernehmen,
wenn er weiß, was wann wo von wem zu tun ist. 

Ich sage ausdrücklich: Das war in der Vergangenheit
insbesondere bei der Mission OEF nicht immer so. Der
Sachverhalt, dass KSK-Spezialkräfte unter OEF in
Afghanistan eingesetzt wurden bzw. nicht eingesetzt
wurden, galt als geheim. Ob also Bundeswehrsoldaten in
diesem Mandatsrahmen seit 2001 tatsächlich im Einsatz
waren, wurde gegenüber dem Parlament – auch gegen-
über dem Verteidigungsausschuss – geheim gehalten.
Erst einer wohl unbeabsichtigten Indiskretion des Vertei-
digungsministers war zu entnehmen, dass seit 2005 un-
sere Beteiligung an OEF in Afghanistan praktisch erlo-
schen ist. In der Sache ist das absolut in Ordnung. Aber
die Geheimniskrämerei darum herum war nicht beson-
ders parlamentsfreundlich.

Es darf nicht – dies sage ich ganz klar – zweierlei
Bundeswehren geben: eine normale und eine geheime.
Wir müssen wissen, wofür wir als Abgeordnete die Ver-
antwortung übernehmen, wenn wir hier in namentlicher
Abstimmung Entsendebeschlüsse fassen. 
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Dr. Hans-Peter Bartels

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des
Abg. Winfried Nachtwei [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Uns interessiert nicht das operative Detail oder die
taktische Planung, sondern die Frage, ob überhaupt deut-
sche OEF-Soldaten ein Jahr lang im Einsatzgebiet einge-
setzt werden. Diese Frage kann und darf vor dem Par-
lament und vor der deutschen Öffentlichkeit nicht
unbeantwortet bleiben. Wir haben dazu auch in dem
Untersuchungsausschuss – das wurde bereits angespro-
chen –, zu dem sich der Verteidigungsausschuss in der
Sache Kurnaz erklärt hat, diskutiert und Verabredungen
getroffen, die dieses Problem der, ich sage einmal: blin-
den Flecken im Parlamentsvorbehalt hoffentlich ein für
allemal ausräumen.

Wir sind Außenminister Steinmeier und Verteidi-
gungsminister Jung dankbar, dass sie nun die Konse-
quenz aus der Schwerpunktverlagerung in Afghanistan
gezogen haben und zu OEF dort nichts mehr beitragen.
ISAF ist inzwischen im ganzen Land präsent. Unser
Schwerpunkt liegt auf ISAF, insbesondere auf dem Re-
gionalkommando Nord. Die Doppelstruktur von NATO
und US-geführter Antiterroroperation OEF ist historisch
gewachsen. Aber sie ist mehr und mehr ein Hindernis für
eine einheitliche Sicherheitsstrategie der internationalen
Gemeinschaft in Afghanistan. Das wird mittlerweile
auch auf amerikanischer Seite gesehen. Egal wie die
Präsidentenwahl heute Nacht ausgeht, es wird Anstren-
gungen zu mehr Kohärenz geben müssen. Auch der neue
CENTCOM-Befehlshaber Petraeus hat sich schon in
diese Richtung geäußert.

Meine Damen und Herren, die Fortsetzung unserer
Beteiligung an der Seeraumüberwachung am Horn von
Afrika sollte unstrittig sein. Die deutsche Marine mit ih-
ren Fregatten, Versorgern, Hubschraubern und Aufklä-
rungsflugzeugen leistet hier einen kontinuierlichen, gu-
ten, hoch anerkannten Beitrag fern der Heimat. Wären
die Verbündeten nicht da, wären die Verbindungswege
der Terroristen schnell wiederhergestellt. Deshalb sind
wir da. 

Daneben wird wohl noch in diesem Jahr eine ESVP-
Mission zur Pirateriebekämpfung vor der somalischen
Küste starten. Daran sollten wir uns ebenfalls beteiligen.
Die Zahl der Piraterieattacken hat in den vergangenen
Monaten dramatisch zugenommen. Das Schifffahrtsbüro
der Internationalen Handelskammern in Kuala Lumpur
teilt mit, dass es seit Anfang dieses Jahres 200 Piraterie-
fälle weltweit gegeben hat, davon ein Drittel im Seeraum
vor Somalia. Über 500 Seeleute sind dort als Geiseln ge-
nommen worden. Auch Schiffe deutscher Reedereien
sind immer wieder betroffen. Dagegen müssen wir uns
zur Wehr setzen. Das sollten wir wirksam unterbinden
können. Dies mit einem eigenen Bundestagsbeschluss zu
tun, entspricht den Grundsätzen von Mandatswahrheit
und Mandatsklarheit. 

(Paul Schäfer [Köln] [DIE LINKE]: Das steht 
doch gar nicht drin!)

Gut, dass die verfassungsrechtlichen Bedenken, die es
bei den Mehrheitsfraktionen dieses Hauses wohl gab,

mittlerweile ausgeräumt sind! Wir sind uns in der Koali-
tion einig, wenn ich das richtig sehe.

Ob man auf Dauer immer eine deutsche Doppelprä-
senz am Horn von Afrika braucht – eine Fregatte für
OEF und eine Fregatte für die Antipiraterie –, wird die
Zukunft zeigen. Man könnte sich auch vorstellen, dass
beide Mandate je nach Bedarf auf die gleichen Mittel zu-
rückgreifen. Ein Schiff kann ja in Sekundenschnelle ei-
nem anderen Kommando unterstellt werden. Das wäre
eine Frage pragmatischen Ressourcenmanagements,
dem der Bundestag gewiss nicht im Wege stehen würde,
wenn die Beschlüsse klar sind und kontinuierlich infor-
miert wird.

Ich empfehle das von der Regierung bereinigte OEF-
Mandat der Zustimmung des ganzen Hauses.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Jetzt spricht der Kollege Gert Winkelmeier.

Gert Winkelmeier (fraktionslos): 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Eigentlich könnte ich heute meine Rede vom vorigen
Jahr zum gleichen Anlass halten; 

(Ulrike Merten [SPD]: Zu Protokoll! –
Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]: Sie
stehlen uns die Zeit! Das ist das Wertvollste,
was es gibt!)

denn faktisch hat sich nichts geändert, außer dass nun
auch offiziell auf den KSK-Einsatz in Afghanistan ver-
zichtet wird. Aber sonst? Wie ein Mantra wiederholen
die Juristen der Bundesregierung seit sieben Jahren eine
falsche Behauptung, die Behauptung, dass die Resolutio-
nen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 1368 und
1373 die Bundesregierung und die NATO angeblich er-
mächtigten, bei der Bekämpfung des Terrorismus militä-
rische Gewalt anzuwenden. Das wird auch durch noch
so viele Wiederholungen nicht wahrer. Mit einer solchen
Begründung würden die Hausjuristen der Bundesregie-
rung mit Pauken und Trompeten durch jede Staatsprü-
fung fallen.

Sie berufen sich immer wieder darauf, dass in den
Präambeln der beiden Resolutionen das Recht auf
Selbstverteidigung bekräftigt wird. An dieser Stelle der
Resolutionen des UNO-Sicherheitsrates hat das dieselbe
Relevanz für das Handeln der UNO-Mitglieder, als wenn
dort die Formulierung stünde, dass das schöne Wetter
begrüßt werden würde. Entscheidend ist einzig und al-
lein, was der Sicherheitsrat in den Beschlussteilen an-
ordnet, und das ist eindeutig und glasklar. Um ein Zitat
von Herrn Fischer aus dem Jahre 1994 abzuwandeln: Ich
wundere mich nicht zum ersten Mal, wie sich die Mehr-
heit hier im Parlament seit Jahren an der Nase des Rech-
tes auf militärische Selbstverteidigung in den globalen
Krieg gegen den Terrorismus hineinführen lässt.

Nicht ein einziges Wort ist dort zu finden, das sich
auch nur im Entferntesten als Militäreinsatz interpretie-


